
 
 
INHALT:  Vollzug der Baugesetze – Öffentliche Bekanntmachung des 
Baugenehmigungsbescheides: Anbringung einer Werbeanlage gem. 
beiliegender Planung – Öffentliche Bekanntmachung des Baugeneh-
migungsbescheides: Neubau einer Bürocontaineranlage Gebäude 
411 in Manching; Abwasserbeseitigungsverband Ingolstadt-Süd – 1. 
Änderungssatzung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwäs-
serungssatzung – 1. Änderungssatzung der Satzung für die Öffentli-
che Entwässerungseinrichtung; Sparkasse Pfaffenhofen – Aufgebot 
von Sparurkunden;   
______________________________________________________ 
 

Landratsamt 
 
 
Öffentliche Bekanntmachung des Baugenehmigungsbescheids 
vom 29.10.2019 mit dem Aktenzeichen 30/602 BV I 20191868 
betreffend die Anbringung einer Werbeanlage gemäß beiliegen-
der Planung in Manching auf Flurnummer 36/1 der Gemarkung 
Manching (Ingolstädter Str. 29, 85077 Manching) 
 
Der verfügende Teil der Genehmigung: 
 
„Das Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm erlässt folgenden Baugeneh-
migungsbescheid: 
 
1. Für die o.g. Baumaßnahme wird die bauaufsichtliche Ge-

nehmigung erteilt. 
 
2. Der Genehmigung liegen die mit obigem Antrag eingereich-

ten Bauvorlagen, geprüft am 24.10.2019, zugrunde. 
 

3. Auflagen: 
 

3.1. Bauordnungsrechtliche Auflagen: 
 

3.1.1. Baubeginn 
Der Bauherr hat den Ausführungsbeginn des Bauvorha-
bens und die Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach einer 
Unterbrechung von mehr als sechs Monaten mindestens 
eine Woche vorher dem Landratsamt mittels des Formulars 
„Baubeginnsanzeige“ schriftlich zusammen mit den ggf. er-
forderlichen Bescheinigungen nach Art. 62a Abs. 2 und Art. 
62b Abs. 2 BayBO mitzuteilen bzw. vorzulegen (Art. 68 
Abs. 7 BayBO). 
 
Mit der Bauausführung oder mit der Ausführung des jewei-
ligen Bauabschnitts darf erst dann begonnen werden, wenn 
diese Unterlagen dem Landratsamt im Original oder per 
Fax (lediglich gescannte Dokumente können nicht akzep-
tiert werden) vorliegen (Art. 68 Abs. 5 BayBO). 
 

3.1.2. ZWANGSGELDANDROHUNG 
Für den Fall, dass die Baubeginnsanzeige bei Beginn der 
Bauausführung oder Ausführung des jeweiligen Bauab-
schnitts nicht oder nicht vollständig vorgelegt wird, wird ein 
Zwangsgeld in Höhe von € 1.000,00 angedroht. Die Andro-
hung des Zwangsgeldes beruht auf Art. 29, 31 und 36 des 
Bayer. Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes (VwZVG). Die Höhe orientiert sich am wirtschaftlichen 
Interesse des Bauherrn; sie erscheint angemessen, um den 
Bauherrn zur Erfüllung der Verpflichtung anzuhalten. Das 
Zwangsgeld wird fällig und mittels Kostenrechnung ange-
fordert, wenn die Auflage nicht eingehalten wird (Art. 37 
Abs. 1 Satz 1 VwZVG), ohne dass es des Erlasses eines 
neuen Verwaltungsaktes bedarf. Zwangsmittel können so 
lange und so oft angewendet werden, bis die Verpflichtung 
erfüllt ist (Art. 37 Abs. 1 Satz 2 VwZVG). 

 
4. Hinweise: nicht widergegeben 

 
 

 
 

5. Kosten: 
Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
Für diesen Bescheid werden gemäß beiliegender Kosten-
rechnung und Anlage Kosten in Höhe von 123,70 € erho-
ben. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München  

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen1

 
Form. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Infor-
mationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entneh-
men Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsge-
richten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Bitte beachten Sie, dass seit der Rechtsänderung vom 01.01.1998 
Rechtsmittel von Dritten (z.B. Nachbarklagen) gegen die Zulassung 
eines Bauvorhabens keine aufschiebende Wirkung mehr haben. Das 
heißt, mit dem Bau kann im Regelfall sofort begonnen werden, aber 
auf eigenes Risiko. 
 
Zur Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung (Baustopp) kann 
beim Verwaltungsgericht München aber ein Antrag nach § 80 a Abs. 
3 Satz 2 i.V.m. § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
gestellt werden.“ 
 
Der Bescheid mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung liegt in 
der Zeit  

vom 19.11. bis einschließlich 18.12.2019 
 

im Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm, Zimmer B 105, Hauptplatz 22, 
85276 Pfaffenhofen nach Art. 29 BayVwVfG zur allgemeinen Ein-
sichtnahme aus.  

 
Dort können Beteiligte Einwendungen vorbringen. Nach Ablauf der 
Frist von einem Monat nach dieser Bekanntmachung sind alle öffent-
lich-rechtlichen Einwendungen gegen den Bescheid ausgeschlossen. 
Die Zustellung der Baugenehmigung wird durch diese öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. 
 
Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm, 13.11.2019 
 
Martin Wolf, Landrat 
_______________________________________________________ 

 
 
Öffentliche Bekanntmachung des Baugenehmigungsbescheids 
vom 29.10.2019 mit dem Aktenzeichen 30/602 BV I 20190674 
betreffend den Neubau einer Bürocontaineranlage Gebäude 411 
in Manching auf Flurnummer 3203 der Gemarkung Manching 
(Rechliner Str., 85077 Manching) 
 
Der verfügende Teil der Genehmigung: 
 
„Das Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm erlässt folgenden Baugeneh-
migungsbescheid: 
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1. Für die o.g. Baumaßnahme wird die bauaufsichtliche Ge-

nehmigung erteilt. 
 
2. Der Genehmigung liegen die mit obigem Antrag eingereich-

ten Bauvorlagen, geprüft am 24.10.2019, zugrunde. 
 

3. Bedingung: 
 

Standsicherheit/Feuerwiderstandsdauer tragender Bauteile 
Mit der Errichtung von Bauteilen, für die ein Standsicher-
heitsnachweis erforderlich ist, darf erst begonnen werden, 
wenn dieser, einschließlich der dazugehörigen Konstrukti-
ons- und Bewehrungspläne, dem Landratsamt geprüft vor-
liegt und dafür ein Nachtragsbescheid erteilt worden ist. 
 
Hinweis: 
Ein Verstoß gegen diese Bedingung hat grundsätzlich die 
Baueinstellung zur Folge! 
 

4. Auflagen: 
 
4.1. Bauordnungsrechtliche Auflagen: 

 
4.1.1. Schnurgerüst 

Mit den Bauarbeiten darf erst nach Abnahme des 
Schnurgerüstes (Absteckung der Grundfläche der 
baulichen Anlage und Festlegung der Höhenlage) 
durch einen Baukontrolleur des Landratsamtes be-
gonnen werden. Die Abnahme ist mindestens 1 
Woche vor Baubeginn schriftlich oder telefonisch 
beim Landratsamt zu beantragen. 
Einer Schnurgerüstabnahme ist die Einmessbe-
scheinigung eines Prüfsachverständigen im Sinne 
der Verordnung über die Prüfingenieure, Prüfämter 
und Prüfsachverständigen im Bauwesen (PrüfVBau) 
oder einer Person mit ausreichenden Fachkenntnis-
sen gleichgestellt. Aus dieser muss hervorgehen, 
dass die abgesteckte Grundfläche der baulichen 
Anlage und die festgelegte Höhenlage auf der Bau-
stelle dem genehmigten Eingabeplan entspricht. 
 

4.1.2. Stellplätze 
Für das beantragte Bauvorhaben sind 119 Stellplät-
ze nachzuweisen (Art. 47 BayBO i.V.m. der ge-
meindlichen Stellplatzsatzung). Die Stellplätze müs-
sen bis zur Bezugsfertigkeit benutzbar sein. 
 

4.1.3. Baubeginn 
Der Bauherr hat den Ausführungsbeginn des Bau-
vorhabens und die Wiederaufnahme der Bauarbei-
ten nach einer Unterbrechung von mehr als sechs 
Monaten mindestens eine Woche vorher dem Land-
ratsamt mittels des Formulars „Baubeginnsanzeige“ 
schriftlich zusammen mit den ggf. erforderlichen 
Bescheinigungen nach Art. 62a Abs. 2 und Art. 62b 
Abs. 2 BayBO mitzuteilen bzw. vorzulegen (Art. 68 
Abs. 7 BayBO). 
 
Mit der Bauausführung oder mit der Ausführung des 
jeweiligen Bauabschnitts darf erst dann begonnen 
werden, wenn diese Unterlagen dem Landratsamt 
im Original oder per Fax (lediglich gescannte Do-
kumente können nicht akzeptiert werden) vorliegen 
(Art. 68 Abs. 5 BayBO). 
 

4.1.4. ZWANGSGELDANDROHUNG 
Für den Fall, dass die Baubeginnsanzeige bei Be-
ginn der Bauausführung oder Ausführung des jewei-
ligen Bauabschnitts nicht oder nicht vollständig vor-
gelegt wird, wird ein Zwangsgeld in Höhe von € 
1.000,00 angedroht. Die Androhung des Zwangs-
geldes beruht auf Art. 29, 31 und 36 des Bayer. 
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes (VwZVG). Die Höhe orientiert sich am wirt-
schaftlichen Interesse des Bauherrn; sie erscheint 
angemessen, um den Bauherrn zur Erfüllung der 
Verpflichtung anzuhalten. Das Zwangsgeld wird fäl-
lig und mittels Kostenrechnung angefordert, wenn 
die Auflage nicht eingehalten wird (Art. 37 Abs. 1 
Satz 1 VwZVG), ohne dass es des Erlasses eines 
neuen Verwaltungsaktes bedarf. Zwangsmittel kön-

nen so lange und so oft angewendet werden, bis die 
Verpflichtung erfüllt ist (Art. 37 Abs. 1 Satz 2 
VwZVG). 

 
4.2. Auflagen des Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 

und Dienstleistungen der Bundeswehr: 
 

4.2.1. Sollte für die Errichtung der Gebäude/Anlagen der 
Einsatz eines Baukrans notwendig werden, ist hier-
für gemäß § 15 i.V.m. § 12 LuftVG die Genehmi-
gung der militärischen Luftfahrtbehörde erforderlich. 
Für die Beantragung dieser luftrechtlichen Geneh-
migung werden folgende Angaben benötigt: 
 
- Lageplan und Koordinaten im Koordinatensystem 
    WGS 84 (geographische Daten Grad/Min./Sek.) 
   des Kranstandortes 
- Maximale Arbeitshöhe in m über Grund und über  
    NN 
- Standzeit 

 
Die Genehmigung ist vom Bauherrn rechtzeitig vor 
Baubeginn (mindestens 3 Wochen vorher) bei der 
militärischen Luftfahrtbehörde zu beantragen. 

 
5. Hinweise: nicht widergegeben 

 
6. Kosten: 

Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
Für diesen Bescheid werden gemäß beiliegender Kosten-
rechnung und Anlage Kosten in Höhe von 16.554,00 € er-
hoben. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München  

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen1

 
Form. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Infor-
mationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entneh-
men Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsge-
richten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Bitte beachten Sie, dass seit der Rechtsänderung vom 01.01.1998 
Rechtsmittel von Dritten (z.B. Nachbarklagen) gegen die Zulassung 
eines Bauvorhabens keine aufschiebende Wirkung mehr haben. Das 
heißt, mit dem Bau kann im Regelfall sofort begonnen werden, aber 
auf eigenes Risiko. 
 
Zur Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung (Baustopp) kann 
beim Verwaltungsgericht München aber ein Antrag nach § 80 a Abs. 
3 Satz 2 i.V.m. § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
gestellt werden.“ 
 
 
Der Bescheid mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung liegt in 
der Zeit  
 

vom 19.11. bis einschließlich 18.12.2019 
 

im Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm, Zimmer B 105, Hauptplatz 22, 
85276 Pfaffenhofen nach Art. 29 BayVwVfG zur allgemeinen Ein-
sichtnahme aus.  

 
Dort können Beteiligte Einwendungen vorbringen. Nach Ablauf der 
Frist von einem Monat nach dieser Bekanntmachung sind alle öffent-
lich-rechtlichen Einwendungen gegen den Bescheid ausgeschlossen. 
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Die Zustellung der Baugenehmigung wird durch diese öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. 
 
Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm, 13.11.2019 
 
Martin Wolf, Landrat 
_______________________________________________________ 

 

Abwasserbeseitigungsverband 
Ingolstadt-Süd 

 
 

1. Änderungssatzung 
der Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Entwässerungssatzung 
(BGS – EWS 2016) 

vom 17.05.2016 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes 
erlässt der Abwasserbeseitigungsverband Ingolstadt-Süd die 
folgende 1. Änderungssatzung zu seiner Beitrags- und Gebüh-
rensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS): 
 
I.    Neu eingefügte/geänderte Satzungsbestimmungen:  
 
1.  Neu eingefügt wird § 8 (Grundstücksanschluss); diese neue 
     Bestimmung lautet wie folgt:  
 

§ 8 
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, 
Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung 
der Grundstücksanschlüsse im Sinn des § 3 EWS ist mit Ausnahme 
des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden 
Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen 
Höhe zu erstatten. 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen 
Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des 
Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. Erbbauberechtig-
te) sind Gesamtschuldner. §7 gilt entsprechend. 
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst 
werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen 
Höhe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung 
besteht nicht. 
 
 
2.  Geändert wird § 10 Abs. 4; diese Bestimmung lautet neu wie 
     folgt: 

 
§ 10 

… 
(4) Vom Abzug nach Abs. 3 sind ausgeschlossen 
a) Wassermengen bis zu 12 m³ jährlich, 
b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und 
c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 
 
 
3.  Neu eingefügt wird § 13 Abs. 4; diese Bestimmung lautet wie  
     folgt: 

§ 13 
Gebührenschuldner 

(4) Die Gebührenschuld ruht für alle Gebührenschulden, die gegen-
über den in den Abs. 1 bis 3 genannten Gebührenschuldnern festge-
setzt worden sind, als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. dem 
Erbbaurecht (Art. 8 Abs. 8 i.V.m. Art. 5 Abs. 7 KAG). 
 
 
4.  Geändert wird § 10 Abs. 1 Satz 2; diese Bestimmung lautet  
     neu wie folgt: 

§ 10  
Schmutzwassergebühr 

… 
Die Gebühr beträgt 1,76 € pro Kubikmeter Schmutzwasser. 
… 
 
 
5.  Geändert wird § 10a Abs. 8; diese Bestimmung lautet neu wie  
     folgt: 

§ 10a 
Niederschlagswassergebühr 

… 
(8) Die Niederschlagswassergebühr beträgt 0,36 € pro Quadratmeter 
versiegelter Fläche/Jahr. 
 
 
II. Inkrafttreten dieser Satzung: 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
 
Baar-Ebenhausen, 08.11.2019 
Abwasserbeseitigungsverband Ingolstadt-Süd 
 
Ludwig Wayand, Verbandsvorsitzender 
_______________________________________________________ 

 
 

1. Änderungssatzung 
  der Satzung für die Öffentliche 

  Entwässerungseinrichtung 
(EWS 2016) 

vom 04.11.2015 
 
Aufgrund von Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 und Abs. 
3 der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Abwasserbeseiti-
gungsverband Ingolstadt-Süd die folgende 1. Änderungssatzung 
zu seiner Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung 
(Entwässerungssatzung: EWS). 
 
I. Änderungen:  
 
1. Geändert wird § 8 Abs. 2 Satz 4; diese Bestimmung lautet wie  
    folgt:  

 
§ 8 

Grundstücksanschluss 
Soll auf Verlangen des Grundstückseigentümers ein zusätzlicher 
Grundstücks(teil)anschluss im öffentlichen Straßengrund hergestellt 
werden, kann der Verband verlangen, dass die näheren Einzelheiten 
einschließlich der Kostentragung vorher in einer gesonderten Verein-
barung geregelt werden. 
 
II. Inkrafttreten dieser Satzung: 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
 
Baar-Ebenhausen, 08.11.2019 
Abwasserbeseitigungsverband Ingolstadt- Süd 
 
Ludwig Wayand, Verbandsvorsitzender  
_______________________________________________________ 

 
 

Sparkasse Pfaffenhofen 
 
 
Aufgebot von Sparurkunden 
Nachstehende Sparurkunde der Sparkasse Pfaffenhofen ist als verlo-
ren gemeldet: 
 

Sparkassenbuch Nr. 4160646602 
 

Auf Antrag wird der derzeitige Urkundeninhaber aufgefordert, die 
Sparurkunde innerhalb einer Frist von drei Monaten bei dem Vorstand 
der Sparkasse Pfaffenhofen unter Geltendmachung eventueller An-
sprüche einzureichen, andernfalls wird die Sparurkunde für kraftlos 
erklärt. 
 
Pfaffenhofen a.d.Ilm, 07.11.2019 
 

Sparkasse Pfaffenhofen 
-Der Vorstand- 

 
Norbert Lienhardt  Tino Müller 

 
_______________________________________________________ 

 
Tag der Veröffentlichung: 18.11.2019 


